
Bundessozialgericht

— 9 RV 15/81 -

I m N a m e n d e 5 v o 1 k e s

1 Urteil

in dem Rechtsstreit

.....‚......0.0.0.00.........O.....O..OOCOOOOI

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:.......................

;3 g e g e n

...l.I..................OOOOOOOCCIQOOOOUCOQ...

Beklagter und Revisionsbeklagter.
“

Das Bundessozialgericht, 9. Senat, hat ohne mündliche

Verhandlung am 17. November 1981

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom

11. Februar 1981 wird zurückgewiesen.
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Der Kläger begehrt in einem wiederholten Zugunstenverfahren

die Feststellung weiterer Gesundheitsstörungen als Schädigungs—

folgen.

In dem Bescheid vom 30. November 1951 wurden als Schädigungs-

folgen des Klägers anerkannt:

1. Hautnarben am rechten Oberarm und rechten Oberschenkel

mit oberflächlich gelegenen kleinen Stecksplittern.

2. Ausgedehnte Narbenbildungen in der Innenseite des linken

Unterschenkels; geringe Bewegungseinschränkung im linken

Fußgelenk, Durchblutungsstörungen am linken Fuß nach Unter-

bindung der hinteren Schienbeinschlagader.

Die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) wurde um 30 vH angenom-
men .

Mit dem Antrag vom 16. Juli 1970 machte der Kläger geltend, er

habe starke Schmerzen im linken Unterschenkel und ein Druckge—

fühl in der Leistengegend, außerdem seien Durchblutungsstörun-

gen im rechten Bein als Folge seiner Kriegsverletzung aufgetreten;

auf der Basis der anerkannten Durchblutungsstörungen im linken

Bein sei es zu Krämpfen und starken Ermüdungserscheinungen in

diesem Bein sowie zu Krampfaderbildumaaxinlinken Unterschenkel

gekommen. Das Versorgungsamt lehnte mit Bescheid vom 9. November

1971 - gestützt auf ein Gutachten von Prof. Dr. 1 -
eine Neufeststellung ab, weil die geltend gemachten Beschwerden

nicht schädigungsbedingt seien. Widerspruch, Klage und Berufung

hiergegen blieben erfolglos.

Der Kläger beantragte am 19. November 1973 abermals‚die aufge-

tretenen starken Krampfaderbildungen als Schädigungsfolgen an-

zuerkennen. Das beklagte Land lehnte mit Bescheid vom 22. November

1973 einen Zugunstenbescheid ab, weil der frühere Bescheid vom

9. November 1971 nicht unrichtig sei. Die dagegen erhobene Klage

wies das Sozialgericht Duisburg (SG) - S 22 V 49/74 - durch

Urteil vom 27. Oktober 1975 ab, nachdem es auf Antrag des Klägers
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ein Gutachten von Prof. Dr. ; eingeholt hatte. Die Berufung

des Klägers wurde zurückgewiesen.

Mit einem erneuten Antrag vom 30. November 1976 zielte der Kläger

auf Erhöhung der schädigungsbedingten MdB auf 60 vH. In diesem

Antrag bestritt er insbesondere die Richtigkeit des Gutachtens

von Prof. Dr. E . Nach Einholung einer versorgungsärztlichen

Stellungnahme lehnte die Versorgungsverwaltung mit Bescheid vom

25. Mai 1977 eine Erhöhung der anerkannten MdB ab, weil sich die

Kriegsfolgeschäden nicht verschlimmert hätten. Außerdem lehnte die

Verwaltung mit Bescheid vom 24. Mai 1977 den Erlaß eines Zugunsten-

bescheides ab, weil der Bescheid vom 9. November 1971 nicht un—

richtig sei. Der gegen diese beiden Bescheide eingelegte Wider—

spruch wurde mit Bescheid vom 18. Juli 1977 zurückgewiesen. Die

Klage hiergegen hat das SG durch Urteil vom 8. Mai 1978 abgewie-

sen. Es hat dazu ausgeführt, nach den in den früheren Verfahren

eingeholten Gutachten seien die Durchblutungsstörungen in den

Beinen und die Krampfaderbildung nicht schädigungsbedingt; dies

sei auch in dem vorhergegangenen Gerichtsverfahren festgestellt

werden. Eine Verschlimmerung der bereits anerkannten Schädigunge-

folgen sei nicht eingetreten.

Mit der Berufung gegen dieses Urteil hat der Kläger auf unter-

schiedliche Beschreibungen der Narbengröße in früheren Gutachten

hingewiesen. Ferner hat er darauf aufmerksam gemacht, daß bei

den Feststellungen der Umfangmaße der Beine rechts und links ver-

wechselt worden seien.

Vor dem Landessozialgericht (LSG) hat der Kläger beantragt,

das Urteil
des

Sozialgerichts Duisburg vom 8. Mai 1978

abzuändern und das beklagte Land unter Aufhebung des

Bescheides vom 24. Mai 1977 sowie des Widerspruchsbe—

scheides vom 18. Juli 1977 zu verurteilen, als weitere

Schädigungsfolgen Krampfaderbildungen am linken Bein,

Schäden am rechten Bein und Durchblutungsstörungen in

beiden Beinen anzuerkennen und ihm wegen sämtlicher

Schädigungsfolgen ab 1. November 1976 Rente nach einer

MdE von 60 vH zu zahlen.
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Das LSG hat die Berufung zurückgewiesen und dazu die Ansicht

vertreten, das SG hätte die Klage als unzulässig abweisen müssen,

da über denselben tatsächlichen und rechtlichen Sachverhalt ‘

rechtskräftig entschieden werden sei. Der Kläger habe in diesem‘:

Verfahren und auch in dem früheren Verfahren 3 22 V 49/74 ‘

(SG Duisburg) / L 7 V 194/75 (LSG für das Land Nordrhein-Westfalen)

zur Begründung jeweils vorgetragen, daß den ablehnenden Bescheiden

und den diese Bescheide bestätigenden Urteilen unzutreffende ärzt-

liche Gutachten zugrundegelegen hätten. Auf die Behauptung des

Klägers, der von Prof. Dr. ( zugrundegelegte Operations-

bericht aus dem Kriegsgefangenenlazarett T sei erst nach-

träglich angefertigt worden, sei das LSG in seinem Urteil vom

6. Mai 1976 näher eingegangen und habe diese Behauptung als nicht

stichhaltig zurückgewiesen. Soweit der Kläger im jetzigen Ver-

fahren außerdem noch geltend mache, die verschiedenen ärztlichen

Gutachter und Sachverständigen hätten über die Größe-der 1381 ihm vor-
liegenden Narbenbildungen unterschiedliche Feststellungen getrof-

fen und teilweise rechts und links verwechselt, sei dieser Vortrag

von vornherein nicht geeignet, die sachliche Richtigkeit der Gut-

achten im Hinblick auf den hier bedeutsamen Sachverhalt in Frage

zu stellen.

Der Kläger hat die von dem LSG zugelassene Revision eingelegt. Er

rügt die Verletzung der 55 77, 128 und 141 des Sozialgerichtsge-

setzes (SGG) und trägt vor, der Streitgegenstand sei mit dem

früheren Verfahren nicht identisch. Das LSG habe auch gegen 5 141

SGG verstoßen, weil es zu Unrecht davon ausgegangen sei, daß die

Rechtskraft des im vorhergehenden Verfahren ergangenen Urteils für

die Beteiligten zu beachten sei. Nach 5 77 SGG werde ein Verwal-

tungsakt für die Beteiligten in der Sache bindend, soweit durch

Gesetz nichts anderes bestimmt sei; 5 40 Abs 1 Verwaltungsver-

fahrensgesetz—KOV bestimme aber ausdrücklich etwas anderes.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil nebst dem Urteil des Sozial-

gerichts Duisburg vun-8.Ma14978
sowie

die Bescheide des

Versorgungsamtes Essen vom 24. und 25. Mai 1977 idF

des Widerspructhescheides des Landesversorgungsamtes

Nordrhein—Westfalen vom 18. Juli 1977 aufzuheben und

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


den Beklagten zu verurteilen, beim Kläger=auch die Krampf—

aderbildung am linken Bein sowie die Durchblutungsstörun-

gen in beiden Beinen als Schädigungsfolgen is des 5 1

Bundesversorgungsgesetz (BVG) anzuerkennen und die dadurch

bedingte MdB auf 60 vH einzustufen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung durch Urteil ohne münd-

liche Verhandlung zugestimmt (5 124 Abs 2 SGG).

II

Die Revision des Klägers ist zurückzuweisen. Zwar ergeben die

Entscheidungsgründe des Berufungsurteils eine Gesetzesverletzung,

die Entscheidung stellt sich jedoch im Ergebnis aus anderen Grün-

den als richtig dar (5 170 Abs 1 Satz 2 SGG). Das LSG hätte nicht

die Klage als unzulässig beurteilen dürfen. Es hätte ebenso wie

das SG aufgrund einer Sachprüfung entscheiden müssen. Dies hat

die Revision mit Recht beanstandet.leeichwohl kann das Revisions—

gericht aufgrund von ausreichenden Feststellungen im Berufungs—

urteil, an die das Bundessozialgericht (BSG) mangels zulässiger

und begründeter Revisionsrügen (5 163 SGG) gebunden ist, über die

Sache befinden.

Der Kläger erstrebt in diesem Verfahren, daß die Krampfaderbildung

am linken Bein sowie Durchblutungsstörungen in beiden Beinen als

Schädigungsfolgen anerkannt und die bisher festgesetzte MdE erhöht

werde. Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß es sich bei

diesem Begehren um ein Zugunstenverfahren handelt, weil schon in

einem früheren Verfahren verbindlich festgestellt worden ist. daß

keine Schädigungsfolgen geltend gemacht worden sind.

Die Klage ist nicht etwa deshalb unzulässig, weil bereits über

dasselbe Sachbegehren ablehnend mit Rechtskraftwirkung entschieden

worden ist (vgl BSG in SozR 3900 5 40 Nr 15). Urteile binden zwar

die Beteiligten nach 5 141 Abs 1 SGG, soweit über den Streitgegen—
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stand befunden worden ist. Das schließt aber eine neue Sachprü-

fung nach 5 40 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahrcn der

Kriegsopferversorgung (KOVVfG) oder 5 44 des 10. Buches des

Sozialgesetzbuches - Verwaltungsverfahren - (SGB x) nicht aus.

Der gegenteiligen Meinung des LSG vermag der Senat nicht zu-

zustimmen. Der Senat hat bereits früher ausgeführt, daß gegebe-

nenfalls "der Beklagte einen neuen Zugunstenbescheid nach 5 40

KOVVfG erteilen müßte, was auch nach Gerichtsurteilen zulässig

wäre" (BSG 9 RV 46/78, Urteil vom 19. September 1979). In einem

weiteren Urteil hat der Senat ausgeführt, rechtskräftige Urteile

binden die Beteiligten, soweit über den Streitgegenstand ent—

schieden worden ist (5 141 Abs 1 SGG); diese Bindungs- und Rechts—

kraftenirkung ist Ausdruck des Gebots der Rechtssicherheit. Dieses

Gebot ist gleichrangig mit dem Postulat der materiellen Gerechtig-

keit. Beide Gebote geraten dann in Widerstreit‚ wenn sich nach-

träglich herausstellt, daß die ergangene Verwaltungsentscheidung

von Anfang an, dh zum Zeitpunkt ihres Erlasses mit dem seiner—

zeit geltenden Recht nicht übereinstimmte. Zur Lösung dieses

Konfliktes eröffnet 5 40 KOVVfG der Verwaltungsbehörde die Mög-

lichkeit, eine Korrektur vorzunehmen (9 RV 40/79 vom 30. Januar

1980 = SozR 1500 5 78 Nr 16). Im Anschluß an diese Urteile hat

der Senat in dem Urteil vom 28. Januar 1981 (9 RV 29/80 = SozR

3900 5 40 Nr 15) ausgesprochen, daß sich an dieser Rechtslage

nichts dadurch ändert, daß zuvor schon einmal oder gar wiederholt

die Verwaltung abgelehnt hat, einen Zugunstenbescheid zu erteilen,

und dies durch rechtskräftige Gerichtsurteile als rechtmäßig be-

stätigt werden ist. An dieser Rechtsprechung wird festgehalten.

Der Senat kann jedoch in der Sache entscheiden und die Revision

zurückweisen. Das angefochtene Urteil enthält genügend Feststellun—

gen, um das Begehren des Klägers zu überprüfen. Dabei kann es

dahinstehen, ob diese Überprüfung nach 5 40 KOVVfG oder nach 5 44

SGB X zu erfolgen hat (vgl dazu BSG SozR 3900 5 40 Nr 15 und

9 RV 39/80 vom 5. März 1981). Denn beide Vorschriften stimmen

insoweit überein, als dem Berechtigten ein neuer Bescheid zu

erteilen ist, wenn die rechtsverbindlich gewordene Regelung aus

tatsächlichen oder rechtlichen Gründen unrichtig war und nicht

der materiellen Rechtslage entsprach. Das ist aber hier gerade

nicht der Fall. Die auch jetzt wieder von dem Kläger als Schädi-

gungsfolgen geltend gemachten Krankheiten sind bereits mit Bescheid

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


E
— 7 -

vom 9. November 1971 als nicht schädigungsbedingt angesehen worden.

Auf diesen Bescheid hat sich der Beklagte sowohlnüt dem negativen

Zugunstenbescheid vom 22. November 1973 als auch jetzt mit dem

angefochtenen Bescheid vom 24. Mai 1977 berufen. Das LSG hat in

dem hier angefochtenen Urteil ausdrücklich darauf hingewiesen, daß

bereits 1976 die Einwände des Klägers im einzelnen als nicht stich—

haltig zurückgewiesen worden sind. In dieser Beurteilung ist ein

Fehler nicht zu erkennen. Auch soweit der Kläger.in diesem Ver—

fahren außerdem noch geltend gemacht hat, die verschiedenen

ärztlichen Gutachter und Sachverständigen hätten über die Größe

der bei ihm vorhandenen Narbenbildungen unterschiedliche Feststel—

lungen getroffen und teilweise rechts und links bei der Messung

des Umfangs seiner Beine verwechselt, hat das LSG nach Überprüfung

der Sachlage entschieden, daß in diesen.Umständen keine Verbindung

zum entscheidungserheblichen Sachverhalt gesehen werden könne, dh

daß die Umstände einen Ursachenzusammenhang der Krampfaderbildung

und der Durchblutungsstörungen an den Beinen des Klägers nicht

darzutun vermöchten. Die hiengegen vorgebrachten Rügen sind nicht

genügend substantiiert. Schließlich hat die Revision auch keine

durchgreifenden Angriffe gegen die Feststellung vorgetragen, daß

eine Verschlimmerung der anerkannten Schädigungsfolgen nicht einge-

treten sei.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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